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F a m i l i e n r e c h t
Getrenntleben der Eheleute trotz ge-
meinsamer Wohnung
Die Annahme der Trennung der Eheleu-
te erfordert ein der räumlichen Situation 
entsprechendes Höchstmaß der Tren-
nung. Verbleibende Gemeinsamkeiten in 
Form gemeinsamer Mahlzeiten, der Vor-
nahme von Erledigungen und Einkäufen 
für den anderen stehen der Trennung 
nicht entgegen, wenn sie sich als un-
wesentlich darstellen. Dies gilt auch für 
einen freundschaftlichen, anständigen 
und vernünftigen Umgang der Ehegat-
ten miteinander, insbesondere, wenn ge-
meinsame Kinder im Haushalt leben. Das 
Oberlandesgericht Frankfurt am Main hat 
daher der Beschwerde der Ehefrau auf 
Feststellung eines früheren Trennungs-
zeitpunkts Recht gegeben.

Die Eheleute streiten um den Zeitpunkt 
der wechselseitigen Auskunftsverpflich-
tung zum Trennungsvermögen im Rah-
men ihres Scheidungsverfahrens. Wenn 
die Scheidung beantragt ist, kann jeder 
Ehegatte von dem anderen Auskunft 
über das Vermögen zum Zeitpunkt der 
Trennung verlangen (§ 1379 BGB). Die-
ser Auskunftsanspruch soll den Schutz 
des ausgleichsberechtigten Ehegatten 
vor - für die Berechnung eines etwaigen 
Zugewinnanspruchs relevanten - Vermö-
gensmanipulationen in der Trennungs-
zeit verbessern. Die Eheleute haben drei 
noch minderjährige Kinder und wohnten 

gemeinsam mit ihnen in einem Haus. Sie 
stellten wechselseitige Anträge auf Aus-
kunft über das Vermögen zum Zeitpunkt 
der Trennung. Das Amtsgericht hatte der 
Auskunftspflicht den vom Ehemann be-
nannten späteren Trennungszeitpunkt 
zugrunde gelegt.
Die hiergegen gerichtete Beschwerde der 
Ehefrau hatte vor dem OLG Erfolg. Die 
Trennung sei für den Zeitpunkt festzu-
stellen, zu welchem (objektiv) zwischen 
den Eheleuten keine häusliche Gemein-
schaft mehr bestehe und (subjektiv) zu-
mindest ein Ehegatte diese Gemeinschaft 
auch nicht mehr herstellen wolle, da er 
sie ablehne, erläuterte das OLG. Dabei 
sei es nicht erforderlich, dass ein Ehegat-
te aus der ehelichen Wohnung ausziehe. 
Ausreichend sei, wenn die Ehegatten in-
nerhalb der ehelichen Wohnung getrennt 
lebten. Es bedürfe keiner “vollkommenen 
Trennung“. Erforderlich sei nur ein „der 
räumlichen Situation entsprechendes 
Höchstmaß der Trennung“, dazu gehöre 
das nach außen erkennbare getrennte 
Wohnen und Schlafen. Erforderlich sei 
zudem, dass die Eheleute keinen gemein-
samen Haushalt mehr führten und keine 
wesentlichen persönlichen Beziehungen 
mehr bestünden. Verbleibende Gemein-
samkeiten müssten sich in der Gesamtbe-
trachtung als unwesentlich für das eheli-
che Zusammenleben darstellen.
Vereinzelt bleibende Versorgungs-
leistungen bzw. Handreichungen der 
Ehegatten füreinander ohne besondere 
Intensität oder Regelmäßigkeit stünden 
demnach der Annahme der Trennung 
nicht entgegen. Da die Trennungsver-
arbeitung durch die Kinder häufig maß-
geblich vom Umgang der Ehegatten 
miteinander geprägt werde, stehe ein 
„höfliches Miteinander und gemeinsame 
Mahlzeiten mit den Kindern der Annahme 
eines Getrenntlebens nicht entgegen“, 
unterstrich das OLG.
Oberlandesgericht Frankfurt am Main,
Beschluss vom 28.03.2024 – 1 UF 160/23 –

M i e t r e c h t
Keine Modernisierungsmieterhöhung 
nach Einbau eines nur auf Zwischeneta-
gen haltenden Aufzugs
Der Einbau eines Aufzugs rechtfertigt 

jedenfalls dann keine Modernisierungs-
mieterhöhung, wenn dieser nur in den 
Zwischenetagen hält. In diesem Fall liegt 
keine bessere, schnellere oder barriere-
freie Erreichbarkeit der Wohnung und 
damit keine Gebrauchswertsteigerung im 
Sinne von § 555 b Nr. 4 BGB vor. Dies hat 
das Landgericht Berlin entschieden.

Ein Vermieter in Berlin ließ an seinem 
Wohnhaus einen Aufzug anbringen. 
Dieser hielt jedoch nicht in den Etagen, 
mit den Wohnungseingängen, sondern 
auf den Zwischenetagen. Der Vermieter 
ging von einer Modernisierung aus und 
verlangte eine Mieterhöhung. Die Miete-
rin einer im 1. Obergeschoss gelegenen 
Wohnung war damit nicht einverstanden. 
Sie führte an, dass ihr der Fahrstuhl nichts 
bringe, da sie immer noch 11 Stufen bis 
zu ihrer Wohnung überwinden muss. 
Der Fall kam schließlich vor Gericht. Das 
Amtsgericht Berlin-Charlottenburg ver-
neinte das Vorliegen einer Modernisie-
rung. Dagegen richtete sich die Berufung 
des Vermieters.
Das Landgericht Berlin bestätigte die Ent-
scheidung des Amtsgerichts. Durch den 
Aufzugseinbau sei keine Gebrauchswert-
steigerung im Sinne von § 555 b Nr. 4 
BGB eingetreten. Eine Modernisierungs-
mieterhöhung sei daher unzulässig. Ein 
Gebrauchsvorteil für eine Wohnung liege 
unabhängig von dem Verhalten des je-
weiligen Nutzers nur dann vor, wenn sie 
aufgrund des Einbaus eines Fahrstuhls 
besser, schneller und barrierefrei zu errei-
chen ist. Dies sei hier nicht der Fall. Insbe-
sondere könne wegen der Wartezeit auf 
den Fahrstuhl auch keine Zeitersparnis 
angenommen werden.
Landgericht Berlin,
Beschluss vom 06.11.2023 – 64 S 126/22 –
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Trotz gewissenhafter Bearbeitung der 
Beiträge kann eine Haftung für die Inhalte 
nicht übernommen werden. Verbindliche 
Auskünfte können nur im Rahmen eines 
Mandatsverhältnisses erteilt werden. 
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N a c h b a r r e c h t
Anwohner hat das Zeitschlagen von Kir-
chenglocken zu dulden
Das Oberlandesgericht Nürnberg hat die 
Berufung gegen ein klageabweisendes 
Urteil des Landgerichts Regensburg zu-
rückgewiesen. Der Kläger hatte im Zivil-
rechtsweg das Unterlassen des Zeitschla-
gens der Kirchenglocken begehrt.

Der Kläger wohnt in der Nähe einer ka-
tholischen Pfarrkirche in einer im Land-
kreis Kelheim gelegenen Marktgemein-
de. Die Pfarrkirche läutet neben dem 
liturgischen Läuten auch mit Zeitschla-
gen zwischen 6.00 Uhr und 22.00 Uhr 
zu jeder Viertelstunde. Der Anwohner 
begehrte von der beklagten Kirchenstif-
tung das Unterlassen des aus seiner Sicht 
zu lauten Glockengeläuts. Das Zeitschla-
gen der Kirchenglocken, das bei ihm zu 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen 
führe, sei eine unzumutbare Lärmbelä-
stigung.
Das LG Regensburg hatte in erster In-
stanz die Unterlassungsklage des An-
wohners abgewiesen, weil es nach dem 
Ergebnis der durchgeführten Beweisauf-
nahme zur Überzeugung kam, dass die 
durch das Zeitläuten verursachten Ge-
räuscheinwirkungen nicht die Grenze der 
Zumutbarkeit überschreiten. Ein gericht-
lich beauftragter Sachverständiger hatte 
Geräuschmessungen vor Ort vorgenom-
men. Nach seinem Gutachten hält das 
beanstandete Glockengeläut die maß-
geblichen Richtwerte der Verwaltungs-
vorschrift der Technischen Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm) ein. 
Zudem berücksichtigte das LG im Rah-
men der rechtlich gebotenen, wertenden 
Einzelfallbetrachtung sowohl die Orts-
üblichkeit und Art und Weise des Glo-
ckenläutens als auch den Umstand, dass 
der Kläger erst vor wenigen Jahren und 
in Kenntnis der dort seit 125 Jahren be-
findlichen Pfarrkirche in das Wohnhaus 
eingezogen war. Gegen das klageabwei-
sende Urteil legte der Kläger Berufung 
zum OLG Nürnberg ein.
Das OLG hat das Rechtsmittel als un-
begründet zurückgewiesen. Die Nach-
prüfung des Urteils hat weder in tat-
sächlicher noch in rechtlicher Hinsicht 
Fehler ergeben, insbesondere hatte das 
Erstgericht in seiner angefochtenen Ent-
scheidung alle für die Bewertung der 
Zumutbarkeit maßgeblichen Umstände 
berücksichtigt. Auch nach Auffassung 
des OLG muss der Kläger im konkreten 
Einzelfall das Zeitschlagen der Kirchen- 
glocken dulden.
Oberlandesgericht Nürnberg,
Beschluss vom 10.04.2024 – 4 U 2356/23 –

M i e t r e c h t
Verlängerung der Räumungsfrist kann 
nicht mit gerichtsbekannter Anspannung 
des Wohnungsmarkts begründet werden
Allein mit der Begründung, dass die An-
spannung des Wohnungsmarkts gerichts-
bekannt sei, kann eine Räumungsfrist 
nicht gemäß § 721 ZPO verlängert werden. 
Vielmehr hat der Mieter darzulegen und 
zu beweisen, dass er sich ausreichend um 
Ersatzwohnraum bemüht hat. Dies hat das 
Landgericht Berlin II entschieden.
Im Dezember 2023 hatte das Amtsgericht 
Berlin-Mitte auf Antrag des Mieters die 
Räumungsfrist verlängert. Begründet hat 
es dies damit, dass die Anspannung des 
Wohnungsmarktes gerichtsbekannt sei. Der 
Vermieter, der bestritten hat, dass sich der 
Mieter überhaupt um Ersatzwohnraum be-
müht habe, legte gegen die Entscheidung 
Beschwerde ein.
Das Landgericht Berlin II entschied zu 
Gunsten des Vermieters. Das Amtsgericht 
habe missachtet, dass der Mieter die Vor- 
aussetzungen für eine Verlängerung der 
Räumungsfrist nach § 721 ZPO darzulegen 
und zu beweisen habe. Es genüge nicht, le-
diglich pauschal auf eine gerichtsbekannte 
Anspannung des Wohnungsmarktes zu ver-
weisen.
Es sei Sache des Mieters darzulegen und zu 
beweisen, so das Landgericht, dass die An-
mietung von Ersatzwohnraum bis zum Ab-
lauf der ursprünglichen Räumungsfrist bei 
hinreichender Suche tatsächlich unmöglich 
gewesen sei. Dabei sei auch zu klären, ob 
sich der Mieter überhaupt innerhalb der 
Räumungsfrist um Ersatzwohnraum bewor-
ben hat.
Landgericht Berlin II,
Beschluss vom 17.02.2024 – 67 T 108/23 –

T e l e k o m m u n i k a t i o n s r e c h t
Keine Entschädigung für Mobilfunkkun-
de wenn die Mobiltelefonie aufgrund ei-
ner Netzstörung ausfällt
Fällt allein die Mobiltelefonie aufgrund einer 
Netzstörung aus, hat der Kunde keinen An-
spruch gegen seinen Mobilfunkanbieter auf 
Entschädigung. So entschied das Oberlan-
desgericht Braunschweig und änderte damit 
die erstinstanzliche Entscheidung des Land-
gerichts Göttingen ab.
Das Landgericht Göttingen hatte einen Mo-
bilfunkanbieter verurteilt, eine Entschädi-
gung von 2.810 Euro zu zahlen, da der Kläger 
mit seinem Mobiltelefon in seiner Wohnung 
sowie in deren unmittelbarer Nähe aufgrund 
einer Netzstörung rund 10 Monate nicht tele-
fonieren konnte. Eine Entschädigung wegen 
des Ausfalls des Dienstes für weitere Mobil-
funkverträge, die der Kläger in Kenntnis die-
ser Störung abgeschlossen hatte, lehnte das 
Gericht hingegen ab. Beide Parteien legten 
gegen diese Entscheidung Berufung ein. Nur 
die Beklagte hatte damit Erfolg.
Abweichend von der Entscheidung des LG sei 
gerade nicht von einem „vollständigen Aus-
fall des Dienstes“ aus dem Mobilfunkvertrag 
auszugehen, entschied der zuständige Zivil-
senat. Nur für diesen Fall sehe § 58 Absatz 
3 Satz 1 des Telekommunikationsgesetzes 
(TKG) eine Entschädigung des Mobilfunk-
anbieters vor. Soweit ein Mobilfunkvertrag 
neben der Telefonie auch weitere Leistungen 

beinhalte, wie beispielsweise die Übertra-
gung von Daten und damit auch das Tele-
fonieren über WLAN sowie das Versenden 
von SMS, sei mit dem geschuldeten „Dienst“ 
im Sinne der Vorschrift gerade nicht die je-
weils einzelne Leistung gemeint. Da bei dem 
Kläger nur die Nutzung der Mobiltelefonie 
ausgefallen sei, stünde ihm deshalb keine 
Entschädigung zu. Bei seiner rechtlichen Be-
wertung stützt sich der Senat zum einen auf 
den Wortlaut des § 58 Absatz 3 TKG, der „den 
vollständigen Ausfall des Dienstes“ fordere. 
Diese Auslegung entspreche auch der Ge-
setzessystematik, da § 57 Absatz 4 Satz 1 TKG 
für Beeinträchtigungen vertraglicher Einzel-
leistungen ein Minderungsrecht vorsehe.
Oberlandesgericht Braunschweig,
Urteil vom 20.03.2024 – 9 U 54/23–

V e r t r a g s r e c h t
Keine Beitragserhöhung in Fitnessstudio 
per Drehtür
Wer das Drehkreuz am Eingang passierte, 
stimmte automatisch einer Preiserhöhung 
zu: Diese Geschäftspraxis hat das Landge-
richt (LG) Bamberg der RSG Group GmbH 
untersagt, die Fitnessstudios der Marke 
McFIT betreibt. Das LG sieht darin eine ag-
gressive geschäftliche Handlung. Der Ver-
braucherzentrale Bundesverband (vzbv) hat-
te gegen das Vorgehen des Unternehmens 
geklagt.

Die RSG Group GmbH hatte im Jahr 2022 
versucht, in Fitnessstudios der Marke McFIT 
eine Preiserhöhung durch das Passieren des 
Drehkreuzes herbeizuführen. Der Anbieter 
informierte darüber unter anderem per Auf-
steller im Eingangsbereich der Studios.
Das LG spricht von einer aggressiven ge-
schäftlichen Handlung, da die Entschei-
dungsfreiheit der Verbraucher unzulässig 
beeinflusst wurde. Mitglieder konnten die 
Studios nur über die Drehkreuze betreten. 
Indem das Passieren des Drehkreuzes aber 
als Zustimmung gewertet wurde, standen 
die Mitglieder vor der Entscheidung, die 
Preiserhöhung mit dem Betreten des Stu-
dios zu akzeptieren oder nicht trainieren zu 
können. Laut Gericht ist zudem zu berück-
sichtigten, dass viele Mitglieder von der 
Preiserhöhung erstmals beim Betreten des 
Studios erfahren haben. Dadurch seien sie 
nicht vorbereitet gewesen und durch die 
Aushänge überrumpelt worden.
Landgericht Bamberg,
Beschluss vom 15.03.2024 – 13 O 730/22 –
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